
 

 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung der Tele Columbus AG, Berlin  

am Donnerstag, den 22. August 2024, um 10:00 Uhr  

in der Kaiserin-Augusta-Allee 108, 10553 Berlin 

Rechte der Aktionäre gemäß § 122 Abs. 2 AktG, § 126 Abs. 1 AktG, § 127 AktG und 

§ 131 Abs. 1 AktG; Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den antei-

ligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlan-

gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Ver-

langen ist schriftlich oder in elektronischer Form gemäß § 126a BGB (d.h. mit qualifizierter 

elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesell-

schaft bis zum 28. Juli 2024, 24:00 Uhr, zugegangen sein. Entsprechende schriftliche Verlan-

gen sind ausschließlich an folgende Adresse 

Tele Columbus AG 

z. Hd. Vorstand 

Kaiserin-Augusta-Allee 108, 10553 Berlin 

Deutschland 

oder in elektronischer Form gemäß § 126a BGB per E-Mail an hauptversamm-

lung@telecolumbus.de zu richten. 

Anderweitig adressierte oder formell fehlerhafte Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung 

werden nicht berücksichtigt. Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begrün-

dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Der Antrag ist von allen Aktionären, die zusam-

men das Quorum von fünf Prozent des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

EUR 500.000,00 erreichen, oder ihren ordnungsgemäß bestellten Vertretern zu unterzeich-

nen. Im Übrigen wird auf die Voraussetzungen des § 122 Abs. 1 S. 3 in Verbindung mit 

Abs. 2 S. 1 und § 70 AktG verwiesen. Die Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungs-

verlangen erfolgen in gleicher Weise wie bei der Einberufung. 
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Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, Gegenanträge zu Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern zu übersenden. Solche Gegenanträge und 

Wahlvorschläge einschließlich des Namens des Aktionärs sind von der Gesellschaft gemäß 

§§ 126 Abs. 1, 127 AktG zugänglich zu machen, wenn sie der Gesellschaft unter 

Tele Columbus AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48, 81241 München 

Deutschland 

E-Mail: antraege@better-orange.de 

spätestens bis zum 7. August 2024, 24:00 Uhr, zugehen und im Übrigen den gesetzlichen An-

forderungen genügen. Hierzu zählt insbesondere, dass Gegenanträge (nicht aber Wahlvor-

schläge) zu begründen sind. §§ 126 Abs. 2, 127 S. 1 und 3 AktG regeln zudem die Voraus-

setzungen, bei deren Vorliegen Gegenanträge und Wahlvorschläge nicht zugänglich gemacht 

werden müssen. Das Zugänglichmachen erfolgt nach den gesetzlichen Regeln auf der Inter-

netseite der Gesellschaft unter https://www.telecolumbus.com/investor-relations/ordentliche-

hauptversammlung-2024/. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu Gegenanträgen und 

Wahlvorschlägen werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 

Um in der Hauptversammlung berücksichtigt werden zu können, müssen Gegenanträge und 

Wahlvorschläge auch soweit sie gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG der Gesellschaft übersandt 

und von dieser zugänglich gemacht worden sind, in der Hauptversammlung gestellt werden.  

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zur Tages-

ordnung auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 

bleibt unberührt. 

Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom Vorstand Aus-

kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit sie zur sachgemäßen Beurtei-

lung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich 

auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbun-

denen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss ein-

bezogenen Unternehmen. Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und ge-

treuen Rechenschaft zu entsprechen. Auskünfte sind grundsätzlich mündlich zu erteilen; ein 

Anspruch der Aktionäre auf schriftliche Auskunftserteilung besteht insofern nicht. 

§ 131 Abs. 3 AktG regelt die Voraussetzungen, unter denen der Vorstand die Auskunft ver-

weigern darf. Nach § 22 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Leiter der Hauptver-

sammlung das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschränken und insbesonde-

re einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Verlauf der Hauptversammlung, für die Aus-

sprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie die Rede- und Fragezeit generell oder 

für den einzelnen Redner festsetzen. 


